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Landkreis Lüchow-Dannenberg  05.11.2019 
Der Landrat 

57 - Wirtschaftliche Hilfen 

Sitzungsvorlage Nr.: 2019/388 
Antrag 

Antrag der SOLI-Kreistagsfraktion vom 30.10.2019: Warum zahlt in DAN fast 
die Hälfte der TransferleistungsempfängerInnen bei den Kosten der Unterkunft 
aus dem eigenen Budget zu? 

 

Ausschuss Soziales und Migration 19.11.2019 TOP  
 
Eingang per E-Mail am 30.10.2019 
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Stellungnahme der Verwaltung:     

Zu 1.)  
 
Diese Informationen waren weder im Fachdienst 57 noch im Jobcenter bekannt.  
  
Zu 2.)     
 
siehe zu 1.) 
  
Zu 3.)  
 
Ein Vergleich der beiden erstellten „Schlüssigen Konzepte“  aus den Jahren 2013 und 2019 zeigt eine 
Steigerung der anzuerkennenden Kosten der Unterkunft. Zwischendurch erfolgte eine Erhöhung durch 
eine prozentuale Fortschreibung sowie durch die Nichtanerkennung des ersten Konzeptes beim 
Sozialgericht. Seit 01.09.2019 sind die Kosten der Unterkunft nach dem neuen „Schlüssigen Konzept“ 
zu Grunde zu legen. Teilweise haben sich dadurch wieder geringere anzuerkennende Mieten ergeben. 
 
Nach der Statistik der Bundesagentur für Arbeit betrugt die durchschnittliche Zuzahlung zu den 
tatsächlichen Kosten der Unterkunft im März 2019 15,38 € und im Juni 2019 15,14 €.  
Anhand dieser Statistik können die Angaben aus der Bundestagsdrucksache nicht nachvollzogen 
werden, da auch in den Jahren zuvor die Differenz immer geringer war. 
 
Siehe auch Kreisreport der Bundesagentur 
https://statistik.arbeitsagentur.de  Tabelle 2.4. Wohnsituation und Wohnkosten 
 
Zu 4.)  
 
Nach Rücksprache mit den Kollegen des Jobcenters kann festgestellt werden, dass es tatsächlich 
zurzeit schwierig ist, freien Wohnraum im Landkreis zu finden. Besonders in den Städten steht kaum 
noch freier Wohnraum zur Verfügung.  
Hier besteht jedoch kein zwingender Zusammenhang zu dem „Schlüssigen Konzept“. 
Dieses wurde anhand umfangreicher Befragungen der Vermieter nach den tatsächlichen Kosten der 
Unterkunft erstellt. 
 
Zu 5.)  
 
Sowohl im SGB II als auch im SGB XII besteht hinsichtlich zu gewährender Leistungen für jeden 
Sachbearbeiter ein Ermessensspielraum. Dieser muss auch immer regelkonform ausgeübt werden. 
Hinsichtlich möglicher Kostensenkungsverfahren muss immer geprüft werden, ob dieses auch 
angemessen ist. Dazu gehören Kriterien wie Alter, Krankheiten, Beeinträchtigungen, Anzahl der 
Mitglieder in der Bedarfsgemeinschaft, Zustand der Wohnung etc. Die Entscheidung, ein 
Kostensenkungsverfahren durchzuführen, liegt immer zunächst im Ermessen des Sachbearbeiters 
und ist vom Einzelfall abhängig.  
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